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Obdachlosigkeit im öffentlichen Raum 
nachhaltig überwinden 
Verantwortung übernehmen, präventiv und mit Würde handeln 

Obdachlosigkeit ist eine wachsende Herausforderung für Köln. Die Zahl obdachloser 
Menschen steigt, die Ursachen sind vielfältig: Von Einzelschicksalen bis hin zur 
organisierten Bandenkriminalität. Letzteres geht zumeist mit Sozialbetrug und 
gewerbsmäßigen Betteln einher. Gerade dies gilt es, mit Polizei und Ordnungsamt 
entschieden zu bekämpfen. An einem wirksamen Gesamtkonzept zur Bekämpfung der 
Obdachlosigkeit mangelt es bisher. Viele Bürgerinnen und Bürger empfinden 
zwischenzeitlich bestimmte Verhaltensweisen im öffentlichen Raum als bedrohlich. 
Aufdringliches Betteln als Randerscheinung von Obdachlosigkeit und damit verbundenes 
aggressives Verhalten sind weitere Probleme, die das Kölner Stadtbild zunehmend 
prägen. Gleichzeitig muss der Zustrom von obdachlosen Menschen in unsere Stadt 
verhindert werden, da dies die Situation weiter verschärfen wird.  

Für die CDU-Fraktion haben Sicherheit, Ordnung und somit auch die Überwindung der 
Obdachlosigkeit oberste Priorität. Menschen in Not brauchen Unterstützung, aber die 
Interessen der Allgemeinheit müssen an erster Stelle stehen. Köln muss gezielter helfen, 
von erfolgreichen Strategien anderer europäischer Städte, wie Helsinki oder Zürich, 
lernen und Rahmenbedingungen schaffen, die sowohl Ursachen bekämpfen als auch 
Sicherheit stärken.  

Dafür sind aus Sicht der CDU folgende Schritte notwendig: 
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1.	 Auflösung städtischer „Hotspots“ bei gleichzeitiger 
Verstärkung von 	 Hilfsangeboten  
 
Die CDU-Fraktion setzt sich dafür ein, die Präsenz großer Obdachlosengruppen in stark 
frequentierten Stadtbereichen wie der Kölner Innenstadt zu verringern. Öffentliche Plätze 
sollen für alle Bürgerinnen und Bürger sowie Besucher sicher und einladend sein. Daher 
fordern wir gezielte Räumungen und Platzverweise an bestimmten „Hotspots“ wie 
insbesondere Neumarkt, Ebertplatz, Schildergasse, Hohe Straße, Wallrafplatz und am 
Rheinufer.  

Gleichzeitig darf dies nicht zu einer bloßen Verlagerung des Problems führen. Deshalb 
müssen verstärkte Hilfsangebote, wie zum Beispiel „Vringstreff e.V.“ parallel bereitgestellt 
werden, darunter niedrigschwellige Anlaufstellen, temporäre Unterkünfte, 
Beratungsangebote und medizinische Versorgung. Ziel ist es, Betroffene zur Annahme 
von Hilfe zu motivieren und ihnen eine Perspektive zur Reintegration zu bieten. 
In diesem Zusammenhang schlagen wir eine Erweiterung des Angebots der 
Überlebensstation „GULLIVER“ vor, idealerweise durch zusätzliche Standorte im 
gesamten Stadtgebiet. Dadurch erhalten obdachlose Menschen besseren Zugang zu 
medizinischer und psychologischer Versorgung sowie Unterstützung beim 
Wiedereinstieg in den Arbeitsmarkt. 

2. 	 Illegales Kampieren und Betteln in KVB-Anlagen: Gezielter 
Einsatz des Sicherheitskonzepts SOS 

Das Sicherheitskonzept der KVB mit dem Arbeitstitel „SOS“ (Service, Ordnung, Sicherheit) 
dient der Erhöhung der Sicherheit an Haltestellen sowie in Bussen und Bahnen. Bereits 
heute findet ein regelmäßiger Austausch mit Trägern der Sozialarbeit statt, um 
Problemzonen frühzeitig zu erkennen und wirksame Maßnahmen zu entwickeln. 
Die Wirksamkeit von „KVB-SOS“ soll künftig durch verstärkte Kontrollen, gegebenenfalls 
mit größeren Teams und in häufigeren Kontrollintervallen, weiter gesteigert werden. Ziel 
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ist es, das illegale Kampieren und Betteln in KVB-Anlagen zu unterbinden und dadurch 
auch unsere Haltestellen sowie öffentliche Verkehrsmittel dauerhaft zu entlasten. Eine 
solche Ausweitung des SOS-Konzepts trägt zudem zum Abbau von Angsträumen in 
unserer Stadt bei.  

Es ist auch denkbar, die Einbindung der Fahrgäste stärker zu fördern, beispielsweise 
durch digitale Meldewege, um Rückmeldungen in Echtzeit zu erhalten und um Hinweise 
auf problematische Situationen schnell zu erfassen und zu bearbeiten.   

3. 	 Illegales Kampieren in Hauseingängen: Koordinierter 
Austausch und praktikable Maßnahmen entwickeln 

Um nachhaltige Lösungen zu entwickeln, sollen künftig verstärkt Gespräche von 
Wirtschaftsförderung, Ordnungsamt und Polizei mit der Deutschen Bahn AG sowie 
Hauseigentümern und Hauseigentümerinnen (Standortgemeinschaften) geführt werden. 
Gerade Hauseigentümerinnen und Hauseigentümer müssen aktiv in diesen Austausch 
einbezogen werden, um im Sinne eines ganzheitlichen Ansatzes „Hotspots“ aufzulösen. 
Denn ein besonderer Schwerpunkt liegt dabei auf dem Thema des illegalen Kampierens in 
Hauseingängen. Diese Situation stellt nicht nur eine Belastung für die Eigentümer dar, 
sondern wirkt sich auch negativ auf das Sicherheitsempfinden von Passantinnen und 
Passanten sowie Besucherinnen und Besuchern aus. Ziel ist es, gemeinsam praktikable 
Maßnahmen zu entwickeln, die sowohl den sozialen Herausforderungen gerecht werden 
als auch die Aufenthaltsqualität im öffentlichen Raum verbessern. 

4.	 Illegales Kampieren im öffentlichen Raum und städtischen 
Grünanlagen: Bestehende Regelungen konsequent durchsetzen 

Campen im öffentlichen Raum und städtischen Grünflächen stellt, ähnlich wie die 
verstärkte Präsenz größerer Obdachlosengruppen an „Hotspots“, eine Herausforderung 
für Köln dar. Es beeinträchtigt nicht nur das Stadtbild erheblich, sondern wirkt sich häufig 
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auch negativ auf das Sicherheitsempfinden an öffentlichen Orten aus und beeinträchtigt 
somit die Aufenthaltsqualität. Viele der Camper verschmutzen die Grünanlagen und 
halten sich nicht an Verhaltensregeln – dies ist inakzeptabel.  

Das Campen ist gemäß der Kölner Stadtordnung (KSO, § 11 abs. 1) sowie der 
Grünflächenordnung (§4 abs. 2) ausdrücklich untersagt. Entsprechende Hinweisschilder 
und Verbotskennzeichnungen machen dies deutlich, also kann dieses Verhalten in 
unserer Stadt nicht geduldet werden.  

Es ist erforderlich, dass das Ordnungsamt und die Sicherheitskräfte konsequenter gegen 
diese Ordnungswidrigkeiten vorgehen, bei Bedarf durch die konsequente Verhängung von 
Bußgeldern und das Aussprechen von Platzverweisen.  

5.	 Eindämmung von aufdringlichem und aggressivem Betteln 
mithilfe von Platzverweisen und verstärkten 
Sicherheitsmaßnahmen  

Aufdringliches oder aggressives Betteln, wie Anfassen, Festhalten, aufdringliches 
Ansprechen oder das Blockieren von Wegen, tritt besonders in der Kölner Innenstadt und 
am Hauptbahnhof auf und muss konsequent unterbunden werden. Ein solches Verhalten 
gegenüber Bürgerinnen und Bürgern, Touristen sowie Geschäftsleuten kann nicht länger 
toleriert werden. 

Andere Städte, wie Hamburg, Bremen und München, haben mit „Bettelverbotszonen“ 
oder Geldstrafen bereits deutliche Erfolge erzielt. Die Kölner Stadtordnung (KSO) stuft 
aggressives Betteln als störendes Verhalten ein und untersagt es, womit eine klare 
rechtliche Grundlage für entsprechende Maßnahmen besteht (§11 abs. 1 lit. a). Auch 
Platzverweise, Verwarngelder und das Einziehen der illegal erzielten Bettelerträge sollen 
stärker zum Einsatz kommen, um die Belastung für Bürgerinnen und Bürger nachhaltig 
zu reduzieren.  
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Die CDU-Fraktion fordert daher verstärkte Kontrollen sowie eine konsequentere Ahndung 
von Verstößen durch Polizei und Ordnungsamt. Ein Ausbau der bestehenden Maßnahmen 
ist dringend erforderlich.  

6.	 Ausweitung des „Housing First“-Angebotes in Köln und 
Schaffung von mehr 	Anlaufstellen, Wohn- und Betreuungsplätzen  

Die CDU-Fraktion unterstützt nachdrücklich das „Housing First“-Konzept, das 
obdachlosen Menschen ohne lange Übergangsphasen direkten Zugang zu eigenem 
Wohnraum ermöglicht. Dieser in vielen europäischen Städten bewährte Ansatz schafft 
eine stabile Basis für soziale und berufliche Reintegration. 

Um „Housing First“ in Köln auszubauen, setzen wir uns für zusätzliche Wohnplätze sowie 
gezielte Anlaufstellen und Betreuung für Menschen mit besonderen Bedürfnissen ein. 
Dafür soll die Zusammenarbeit mit Wohnungsunternehmen, Trägern der 
Wohnungslosenhilfe und städtischen Stellen intensiviert werden. Besonders wichtig ist 
uns die Unterstützung obdachloser Frauen, für die eine bedarfsgerechte Versorgung 
sichergestellt werden muss. „Housing First“ gilt als effektivste Maßnahme, um 
Obdachlosigkeit nachhaltig zu verringern, wie die Erfolgsgeschichte Finnlands beweist. 
Auch der Einsatz von „Tiny Houses“ ist in diesem Zusammenhang denkbar und 
wünschenswert.  

Unser Ziel ist eine nachhaltige Integration, die nur durch einen ganzheitlichen Ansatz 
gelingen kann. Dazu gehören sowohl die Entlastung innerstädtischer Bereiche durch 
gezielte Maßnahmen als auch die konsequente Unterstützung der Betroffenen. Es geht 
nicht um Vertreibung oder Verlagerung, sondern darum, obdachlosen Menschen den 
Zugang zu angemessenen Unterkünften und Hilfsangeboten zu erleichtern. 
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7.	 Stetiger Dialog mit Sozialträgern und Dezentralisierung von 
Hilfsangeboten 

Eine gezielte Koordination von Hilfsprojekten, ein stetiger Dialog mit den 
Hilfsorganisationen sowie die gleichzeitige Dezentralisierung von Hilfsangeboten für 
obdachlose Menschen sind aus unserer Sicht Kernvoraussetzungen, um die 
Gesamtsituation nachhaltig zu verbessern. 

Dabei verfolgen wir das Ziel, einer weiteren Konzentration neuer oder bereits 
bestehender Hilfsangebote in bestimmten Teilen der Innenstadt entgegenzuwirken. Eine 
solche räumliche Verdichtung führt nach unserer Beobachtung zur Entstehung von 
„Hotspots“ und erschwert sowohl die individuelle Unterstützung als auch die 
Stabilisierung des öffentlichen Raums. Eine ausgewogene, stadtweit verteilte 
Infrastruktur an Hilfsangeboten wäre daher zielführender, um Bedarfe besser zu decken 
und gleichzeitig problematischen Entwicklungen entgegenzuwirken.


